
 

 

Vorschau Sommersession 2026  
Empfehlungen der Krebsliga 

 

 

Nationalrat 
 

17.Juni 26.3012 

 

Mo. Die von pflegenden Angehörigen erbrachten 

Grundpflegeleistungen definieren und die Vergütung 

durch die OKP klären 

 

Verschieben 

17.Juni 26.3013 

 

Mo. Pflege durch Angehörige. Qualitätssicherung und 

stärkere Planungsbefugnisse im Rahmen des 

Zulassungsverfahrens von Spitex-Organisationen 

 

Verschieben 

17.Juni 26.3519 

 

Mo. SGK-N. Separate Rechnungsausweisung von 

durch pflegende Angehörige erbrachten Leistungen 

 

Annehmen 

 

 

Ständerat 
 

1. Juni 25.3041 

 

Mo. Lohr: Eliminierung von HPV-bedingten 

Krebserkrankungen in der Schweiz 

 

Annehmen 

1.Juni 26.3166 

 

Interpellation Vertrauliche Preismodelle zum Nachteil 

der Schweiz 

 

Diskussion 

verlangen 

3. Juni 26.3356 

 

Po. Moser: Einführung einer Sunset-Klausel für PFAS 
 

Annehmen 

11.Juni 25.074 

 

Heilmittelgesetz (Revision 3a). Änderung 

Art. 9c Abs. 1 E-HMG 

 

NR folgen 

 

  

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20263012
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20263013
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https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20250074


 

Nationalrat 
   

17.Juni 26.3012 

 

Mo. Die von pflegenden Angehörigen erbrachten Grundpflegeleistungen 

definieren und die Vergütung durch die OKP klären 
 

 

Empfehlung: Verschieben 

  

Begründung: Die Motion sieht tiefere Tarife für nichtprofessionelle Betreuungspersonen sowie 

Mindestanforderungen an die Ausbildung vor. Aus Sicht der Krebsliga Schweiz, als Mitglied der 

Interessengemeinschaft pflegende Angehörige (IGPA/CIPA) darf jedoch das Alter kein Kriterium darstellen, da 

dies zu einer möglichen Diskriminierung führen könnte. Entscheidend sollten ausschliesslich der tatsächlichen 

Kompetenzen der betreuenden Angehörigen sein, die im Rahmen einer individuellen Beurteilung zu prüfen sind. 

Die Motion thematisiert zudem die Definition des Begriffs «pflegende Angehörige» sowie deren 

arbeitsrechtlichen Status. Der derzeit in Erarbeitung befindliche Bericht als Antwort auf das Postulat 23.4333 

derselben Kommission «Status für pflegende Angehörige definieren, um eine Unterstützungsstrategie auf 

Bundesebene zu entwickeln», das im März 2024 angenommen wurde, dürfte hierzu wichtige Antworten liefern. 

 

17.Juni 26.3013 

 

Mo. Pflege durch Angehörige. Qualitätssicherung und stärkere 

Planungsbefugnisse im Rahmen des Zulassungsverfahrens von Spitex-

Organisationen 
 

 

Empfehlung: Verschieben 

  

Begründung: Mit dieser Motion sollen die Kantone verpflichtet werden, bei der Zulassung von Organisationen für 

Hilfe und Pflege zu Hause Qualitätskriterien zu berücksichtigen, sofern diese pflegende Angehörige beschäftigen. 

Ziel ist es, die Qualität der Pflege zu gewährleisten und die pflegenden Angehörigen zu schützen. Was die 

Begrenzung der Anzahl Pflegeanbieter durch die Kantone betrifft, die dem KVG von Angehörigen erbrachte 

Pflegeleistungen in Rechnung stellen können, ist die Krebsliga der Ansicht, dass es sinnvoller wäre, von allen 

Anbietern zu verlangen, dass sie alle Fälle abdecken, einschliesslich der komplexesten. So liesse sich der 

Zustrom neuer Akteure, die sich auf den Einsatz von pflegenden Angehörigen spezialisieren, begrenzen. Wenn 

sich die Situationen im Laufe der Zeit verkomplizieren, wenden sich diese Akteure an die Organisationen für Hilfe 

und Pflege zu Hause mit einem kantonalen Auftrag, was die traditionellen Organisationen in Schwierigkeiten 

bringt. Mehrere in der Motion angesprochene Punkte verdienen eine eingehende Prüfung.  

Angesichts der laufenden Diskussionen ist es noch zu früh, damit das Parlament bereits alle richtigen 

Entscheidungen treffen kann. Pflege durch Qualitätssicherung und stärkere Planungsbefugnisse im Rahmen 

des Zulassungsverfahrens von Spitex- 

17.Juni 26.3519 

 

Mo. SGK-N. Separate Rechnungsausweisung von durch pflegende 

Angehörige erbrachten Leistungen 
 

 

Empfehlung: Annehmen 

  

Begründung: Die Schaffung von mehr Transparenz in der heutigen Rechnungsausweisung würde eine fundierte 

Analyse sowie die Entwicklung geeigneter Massnahmen erleichtern. 
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Ständerat 
 

1. Juni 25.3041 

 

Mo. Lohr: Eliminierung von HPV-bedingten 

Krebserkrankungen in der Schweiz 
 

 

 

Empfehlung: Annehmen  

  

Begründung: HPV ist die häufigste sexuell übertragbare Infektion in der Schweiz – rund drei Viertel der sexuell 

aktiven Menschen infizieren sich im Laufe ihres Lebens, besonders häufig junge Erwachsene. Meist heilt die 

Infektion innert 1–2 Jahren ab. Eine chronische Infektion kann jedoch zu schweren Langzeitfolgen führen: von 

Genitalwarzen bis zu Krebs. Nahezu alle Fälle von Gebärmutterhalskrebs sind auf HPV zurückzuführen. Aber auch 

andere Krebsarten im Genital- und Mund-Rachen-Bereich können bei Frauen und Männern durch HPV 

verursacht werden. In der Schweiz erkrankt täglich eine Person an einem HPV-bedingten Krebs, alle drei Tage 

stirbt jemand daran. Diese Krebsfälle sind grösstenteils verhinderbar.   

   

Die WHO und die Europäische Union verfolgen das Ziel, Gebärmutterhalskrebs zu eliminieren. Zentrale 

Voraussetzung ist eine hohe Durchimpfungsrate, wie sie die Eidgenössische Kommission für Impffragen (EKIF) 

mit 90% empfiehlt. Doch bislang fehlt die notwendige Priorisierung der HPV-Bekämpfung in bestehenden 

Programmen wie dem NAPS.   

   

Die Krebsliga begrüsst und unterstützt daher das Anliegen, HPV-bedingte Krebserkrankungen in der Schweiz 

entschlossen und koordiniert zu bekämpfen und deren Eliminierung als nationales Gesundheitsziel zu verankern.  

 

1.Juni 26.3166 

 

Interpellation 

Vertrauliche Preismodelle zum Nachteil der Schweiz 
 

  

Empfehlung: Diskussion verlangen 

 

Begründung: Dank sogenannter Preismodelle sollen innovative Arzneimittel, deren Preis oft hoch ist, schneller 

und günstiger verfügbar sein. Diese Absicht ist zwar lobenswert, doch gibt es keinen wissenschaftlichen Beweis 

dafür, dass vertrauliche Rabatte zur Erreichung dieses Ziels beitragen. Da diese Praxis in vielen Ländern weit 

verbreitet ist, hat das Parlament beschlossen, sie gesetzlich zu verankern. Sollten sich die internationalen 

Praktiken nachhaltig ändern, wäre eine Neubewertung der damit verbundenen Herausforderungen erforderlich. 

 

Dennoch darf die aktuelle geopolitische Situation kein Vorwand sein, um die Aufwärtsspirale der Preise für 

innovative Arzneimittel weiter anzuheizen, ohne dass ein Zusammenhang zwischen den Forschungs- und 

Entwicklungskosten einerseits und der nachgewiesenen therapeutischen Wirksamkeit andererseits besteht. Um 

eine gerechte Preisgestaltung für innovative Arzneimittel zu gewährleisten, ist mehr Transparenz auf allen 

Ebenen des Systems erforderlich, von der Forschung und Entwicklung über die Herstellung, Vermarktung und 

den Vertrieb bis hin zur Finanzierung. 

 

3. Juni 26.3356 

 

Po. Moser: Einführung einer Sunset-Klausel für PFAS 
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Empfehlung: Annehmen  

  

Begründung: Per- und polyfluorierte Alkylsubstanzen (PFAS) sind ein wachsendes gesundheitspolitisches 

Problem. Ihre extreme chemische Stabilität führt dazu, dass sie in der Umwelt persistent sind und sich im 

menschlichen Körper anreichern können. Die Exposition erfolgt über Trinkwasser, Nahrung oder Konsumgüter. 

Einmal aufgenommen, bleiben PFAS jahrelang im Körper. Zahlreiche wissenschaftliche Studien legen nahe, dass 

bestimmte PFAS mit einem erhöhten Risiko für bestimmte Krebserkrankungen assoziiert sind, insbesondere bei 

Nieren-, Hoden- und Prostatakrebs.  

Das Postulat verlangt keine sofortige Verbotsregelung, sondern die Prüfung einer Befristung für PFAS haltige 

Produkte. Hersteller und Importeure müssten demnach innerhalb einer angemessenen Frist darlegen, dass eine 

Verwendung wesentlich und derzeit nicht ersetzbar ist. Notwendige Anwendungen, etwa in sensiblen Bereichen, 

könnten damit weiterhin berücksichtigt werden. Die Krebsliga begrüsst diesen vorsorgeorientierten und 

verhältnismässigen Prüfauftrag. Eine frühzeitige Reduktion vermeidbarer PFAS-Belastungen kann dazu beitragen, 

langfristige Gesundheitsrisiken und medizinische Folgekosten zu begrenzen. Deshalb empfiehlt die Krebsliga die 

Annahme des Postulats. 

11.Juni 25.074 

 

Heilmittelgesetz (Revision 3a). Änderung 

Art. 9c Abs. 1 E-HMG 
 

 

Empfehlung: Art. 9c Abs. 1 E-HMG, Nationalrat folgen 

 

Begründung: Durch Ergänzung der Formulierung in Artikel 9c Bst. a um «für eine oder mehrere Personen» und 

Anpassung des Textes in Buchstabe b («Indikation» statt «Person») bleibt die Absicht des Gesetzes gewahrt, 

eröffnet aber den Betroffenen den Zugang zu Therapien, die sonst aufgrund hoher administrativer Hürden 

verunmöglicht werden, ohne dass diese Hürden einen zusätzlichen Beitrag zur Sicherheit leisten. Mit der 

Universitäre Medizin Schweiz (unimedsuisse) vorgeschlagenen Änderung bleibt die Anwendung geregelt. Die 

Artikel 59a und 59b E-HMG garantieren, dass die Wirkung und Sicherheit der Behandlung der einzelnen Personen 

dokumentiert und nachgewiesen werden können.  

Mit der Formulierung in Art. 9c Bst.c wird eine Anwendung der nicht zugelassenen Arzneimittel für neuartige 

Therapien an mehreren Standorten ausgeschlossen, obwohl dies medizinisch, unter Garantie der Sicherheit für 

die Patientinnen und Patienten, möglich ist. Es ist nicht nachvollziehbar, aus welchen Gründen die Weitergabe 

eines entsprechenden Produktes zwischen zwei Universitätszentren mit identischer Bewilligung untersagt sein soll, 

wenn an beiden Standorten das entsprechende Know-how zur Anwendung der Produkte besteht, während 

gleichzeitig ein Import aus dem Ausland zulässig bleibt.  

Diese Regelung schafft ein Ungleichgewicht zulasten der nationalen Versorgung und verhindert eine effiziente 

Ressourcennutzung (in Produktion und Anwendung) in der Schweiz, welche die notwendige und wertvolle 

Kooperation zwischen Zentren in der Schweiz behindert oder verunmöglicht. Deshalb muss Bst. c um «in einem 

oder mehreren Spitälern oder anderen klinisch-medizinisch geführten Institutionen» ergänzt werden. 

 

Kontakt 
 

Aline Descloux, Spezialistin Politik mit Schwerpunkt Leistungen, Tarife und Versorgung   

031 389 91 32 aline.descloux@krebsliga.ch  
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Markus Ossola, Spezialist Politik mit Schwerpunkt Prävention, Früherkennung und Forschung   

031 389 93 17 markus.ossola@krebsliga.ch 
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